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Polizeidirektion Hannover                          Hannover, den 15.10.2024 

Die Polizeipräsidentin             Az.: 254/64/2024 

Sachbearbeiterin: POR`in Teichmann            Durchwahl: -5362 

 

 

1. Vermerk: 

Nach meiner Urlaubsrückkehr am heutigen Tag wurde mir die anliegende Klageschrift 

der Prozessbevollmächtigten der Frau Anders vom 16.09.2024 vorgelegt. Das Verwal-

tungsgericht Hannover hat die Polizeidirektion Hannover mit der Klage anliegender 

Verfügung vom selben Tag zu einer Stellungnahme sowie zur Vorlage der Verwal-

tungsvorgänge aufgefordert, wobei die Frist bereits am morgigen Tag abläuft. Das 

Empfangsbekenntnis hat mein Vertreter bereits an das Gericht übersandt.  

2. Frau Rechtsreferendarin Rosenbaum m. d. B. um kurzfristige Prüfung, ob die Klage der 

Frau Anders Aussicht auf Erfolg hat. Sofern die Klage keine Aussicht auf Erfolg hat, bitte 

ich darum, in verwaltungsüblicher Form eine Klageerwiderung zu entwerfen, die auf 

sämtliche aufgeworfenen rechtlichen Fragen eingeht. Die Klageerwiderung werde ich 

zeichnen. Rechtsfragen, die nicht in der Erwiderung zu erwähnen sind, aber in dieser 

Angelegenheit von Bedeutung sein können, legen Sie bitte in einem ergänzenden 

Vermerk dar. Im Falle der Erfolgsaussicht der Klage erbitte ich einen ausführlichen 

Vermerk über alle aufgeworfenen Fragen in Gutachtenform nebst 

Entscheidungsvorschlag zum weiteren Vorgehen. In diesem Fall ist keine 

Stellungnahme an das Gericht zu fertigen.  

Inhaltlich stellt sich mir die Frage, ob das Niedersächsische Polizei- und 

Ordnungsbehördengesetz (NPOG) hier tatsächlich anwendbar war. M. E. können jedoch 

reine „Blockadeaktionen“ nicht unter den Versammlungsbegriff fallen, oder? Außerdem 

ging es den Teilnehmern nur darum, ihre Gewaltphantasien auszuleben – derartige 

Gewaltexzesse können doch nicht grundrechtlich geschützt sein! Selbst wenn es sich 

um eine Versammlung nach dem Niedersächsischen Versammlungsgesetz (NVersG) 

gehandelt hätte, wäre diese doch unter Berücksichtigung der erfolgten 

Lautsprecherdurchsagen aufgelöst worden, oder? Dass nur die Teilnehmer 

angesprochen wurden, „die den friedlichen Verlauf der Versammlung stören“, steht dem 

nicht entgegen, meine ich. 

Eilt! 
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Ob mit Frau Anders allerdings tatsächlich die Richtige eine Platzverweisung erhalten 

hat, kann ich nicht sagen. Was mich besonders stört, ist, dass Frau Anders jetzt erst 

klagt – die Vorfälle waren ja bereits im Januar dieses Jahres! Geht das überhaupt noch? 

Unabhängig von den Erfolgsaussichten der Klage bitte ich Sie, mir in jedem Fall einige 

Fragen zu beantworten. Sie müssen wissen: Bei dem Polizeieinsatz sind intern einige 

Dinge „schief gelaufen“. So haben zahlreiche Polizeibeamte den Einsatz aufgrund einer 

mangelhaften internen Kommunikation der Einsatzleitung schlicht verschlafen und 

konnten dementsprechend nicht eingesetzt werden, was aber zum Glück im Ergebnis 

keine Auswirkungen auf den Polizeieinsatz hatte. Dies ist aber bisher nicht öffentlich 

bekannt geworden – und das soll es natürlich auch nicht! Wenn wir jetzt aber unsere 

Verwaltungsvorgänge, also die betroffenen Akten, dem Gericht vorlegen würden, würde 

die Gegenseite – wie bereits angekündigt – Akteneinsicht in diese nehmen und sicherlich 

die Presse über die Missstände informieren. Daher sollte aus meiner Sicht von einer 

Vorlage unserer Verwaltungsvorgänge bei Gericht abgesehen werden.  

Sind wir überhaupt verpflichtet, die Verwaltungsvorgänge dem Gericht vorzulegen? Wo 

soll das stehen? Und sofern wir tatsächlich grundsätzlich hierzu verpflichtet sein sollten: 

Gibt es nicht vielleicht doch eine Möglichkeit, in unserer Angelegenheit dem Gericht die 

Vorlage zu verweigern? Immerhin drohen bei Bekanntwerden der „Missgeschicke“ dem 

Wohl des Landes Niedersachsen Nachteile dadurch, dass die Presse sehr negativ 

hierüber berichten würde. Dieser Grund dürfte ja wohl genügen, oder? Ich meine mich 

zu erinnern, dass es ein spezielles Verfahren für solche Fälle gibt. Auf jeden Fall möchte 

ich wissen, wie ein solches Verfahren ablaufen würde – auch falls Ihrer Ansicht nach die 

Gründe für eine Nichtvorlage doch nicht ausreichen sollten! 

3. Wiedervorlage: Danach  

Im Auftrag 

Teichmann 

Teichmann, POR`in 
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Verwaltungsgericht Hannover 
Postfach 61 22, 30061 Hannover 
Aktenzeichen: 5 A 222/24 

 

Verwaltungsgericht 

Hannover 

5. Kammer 
Der Vorsitzende 

 

 

An die  

Polizeidirektion Hannover 

Waterloostraße 9 

30169 Hannover 

gegen eEB 

als elektronisches Dokument  

Aktenzeichen (Bitte stets angeben) 

5 A 222/24 

Ihr Zeichen Durchwahl Datum 

254/64/2024 0511 - 8975 133 16.09.2024 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der Verwaltungsrechtssache 

Anders ./. Polizeidirektion Hannover 

Streitgegenstand: Platzverweisung 

wird die beigefügte Klageschrift (hier eingegangen am 16.09.2024) zur Kenntnisnahme über-

sandt. Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Sie werden gebeten, 

das oben genannte Aktenzeichen bei allen Eingaben anzugeben. 

Es wird um Rücksendung des Empfangsbekenntnisses bzw. Übermittlung des elektronischen 

Empfangsbekenntnisses in strukturierter, maschinenlesbarer Form gebeten (§ 175 

Abs. 4 ZPO). 

Äußern Sie sich bitte bis zum 16.10.2024.  

Fügen Sie bitte der schriftlichen Äußerung Ihre vollständigen Unterlagen im Original 

bei. 

Falls Bedenken gegen die Übertragung auf d. Einzelrichter/in bestehen, bitte ich um Mitteilung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Deister 
 
Beglaubigt 
 
Herrmann, Justizangestellter 
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Rechtsanwältin Dr. Rabea Ahmed  

 

 

 

- Übermittlung per beA - 

An das 

Verwaltungsgericht Hannover 

Leonhardtstraße 15 

30175 Hannover 

 

 

Namens und im Auftrag der Clarissa Anders, Burgweg 3, 30159 Hannover, erhebe ich un-

ter Bezugnahme auf die als Anlage 1 beigefügte Vollmacht 

 

Klage 

 

gegen 

 

die Polizeidirektion Hannover, vertreten durch die Polizeipräsidentin, Waterloostraße 9, 

30169 Hannover, 

 
wegen:  Platzverweisung  
 
vorläufiger Streitwert: 5.000,00 Euro 
 
Im Termin zur mündlichen Verhandlung werde ich beantragen: 
 

 Es wird festgestellt, dass die gegen Frau Clarissa Anders (Klägerin) bis zum 

21.01.2024, 18:00 Uhr, für das Messegelände und angrenzende Straßen (u. a. die 

Straße „Am Holze“) in Hannover (s. Lageplan) ausgesprochene Platzverweisung 

rechtswidrig war. 

 

Anmerkung des LJPA: Von einem Abdruck des Lageplans wird abgesehen. Es ist davon 

auszugehen, dass dieser den angegebenen Inhalt hat. 

 

I. 

Der Klage liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Dr. Rabea Ahmed 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
Torwall 15 
30539 Hannover 
Tel.: 0511/ 656 545 
Fax: 0511/ 656 544 
E-Mail: ra.ahmed@kanzlei.de  
Hannoversche Volksbank 
IBAN: DE03 9877 7869 00 26 9735 80 
BIC: VOBAHI64FDB 
Steuernr: 2318/234/00238 
Mein Zeichen: 234/24 
 

16.09.2024 
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Am 20.01.2024 und 21.01.2024 (jeweils in der Zeit von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr) sollte der 

Bundesparteitag der Partei „Deutschland zuerst“ (DZP) nahe des Messegeländes bzw. auf 

dem Messegelände der Hannover Messe in der Landeshauptstadt Hannover stattfinden. Frau 

Anders (nachfolgend: die Klägerin) nahm am Samstag, dem 20.01.2024, an einer Protestak-

tion gegen diesen Bundesparteitag teil. Die Klägerin wurde jedoch gegen 07:00 Uhr von der 

Polizei gemeinsam mit anderen Demonstranten direkt vor dem Messeeingang Süd 1 angehal-

ten und eingekesselt, so dass sich die Klägerin nicht mehr entfernen konnte. Die Polizei rief 

mehrfach über Lautsprecher: „Achtung, Achtung! Es folgt eine Durchsage der Polizei an alle 

Teilnehmer, die den friedlichen Verlauf der Versammlung stören. Aufgrund der Errichtung von 

Barrikaden und Ihres gewalttätigen Vorgehens genießen Sie nicht mehr den Schutz des Ver-

sammlungsrechts. Sie befinden sich in polizeilichem Gewahrsam und werden in Kürze polizei-

lich behandelt. Bleiben Sie ruhig. Weitere Maßnahmen folgen“. Diese Durchsage erfolgte um 

07:02 Uhr, 07:20 Uhr und 07:38 Uhr. Ein Demonstrant nach dem anderen wurde sodann er-

kennungsdienstlich behandelt. Die Klägerin wurde um 09:45 Uhr erkennungsdienstlich behan-

delt und durfte gegen 10:00 Uhr gehen – allerdings ohne ihre Jacke, die sie in der ganzen 

Aufregung dort verloren hatte.  

Im direkten Anschluss hieran wurde der Klägerin eine mündliche Platzverweisung nach dem 

Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (NPOG) bis zum 21.01.2024, 

18:00 Uhr, erteilt und ein Lageplan des Messegeländes der Hannover Messe sowie angren-

zender Straßen ausgehändigt, in welchem bezeichnet wurde, welche Bereiche nicht betreten 

werden dürfen.  

II. 

In rechtlicher Hinsicht ist Folgendes auszuführen: 

Zunächst soll klargestellt werden, dass sich die Klägerin aus emotionalen Gründen (siehe so-

gleich) ausschließlich gegen die ihr gegenüber ausgesprochene Platzverweisung nach dem 

NPOG wendet. Die übrigen polizeilichen Maßnahmen, insbesondere die Ingewahrsamnahme 

sowie die erkennungsdienstliche Behandlung, sollen nicht Gegenstand der Klage sein. Ob 

diese rechtmäßig waren oder nicht, interessiert die Klägerin nicht. Die Platzverweisung stellt 

sich jedoch als rechtswidrig dar. Die Klägerin ist eine völlig friedliche Person, die lediglich de-

monstrieren wollte und nur zufällig in die gewalttätigen Proteste „hineingeraten“ ist. Mit diesen 

hatte die Klägerin nichts zu tun! Dies äußerte sie gegenüber der Polizei jedoch nicht, da die 

Beamten den Eindruck machten, ihr sowieso nicht zu glauben. Unglücklicherweise hatte die 

Klägerin am 20.01.2024 auch etwas Schwarzes an und ihre Sonnenbrille auf und (wegen der 

Kälte) einen dicken schwarzen Schal um. Die Klägerin wehrte sich bei der Festnahme nicht 

und machte auch im Folgenden keinen Ärger.  
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Umso schlimmer ist für die Klägerin die ihr dennoch erteilte Platzverweisung. So hatte die 

Klägerin eigentlich vor, am Morgen des 21.01.2024 ihre schwerkranke Freundin, Birte Werner, 

in deren Wohnung in der Straße „Am Holze“ nahe des Messegeländes der Hannover Messe 

zu besuchen. Dies konnte sie jedoch aufgrund der Platzverweisung bis zum 21.01.2024, 

18:00 Uhr, nicht tun, da die Wohnung innerhalb des Gebietes lag, auf welches sich die Platz-

verweisung bezog. Frau Werner verstarb schließlich am frühen Nachmittag des 21.01.2024. 

Der Klägerin wurde durch das rechtswidrige Verhalten der Polizei die letzte Möglichkeit ver-

wehrt, von ihrer Freundin Abschied zu nehmen. Dies ging der Klägerin sehr nahe und erfüllt 

sie auch jetzt noch mit großer Trauer. Die Klägerin hatte bereits am Montag nach dem ge-

nannten Wochenende – es war der 22.01.2024 – bei der Beklagten angerufen und sich be-

schwert und um etwas „Schriftliches“ zu diesem Vorfall gebeten, um eine Grundlage für mög-

liche rechtliche Schritte zu haben. Hierauf wurden ihr jedoch lediglich ein Vermerk aus der 

Polizeiakte sowie ein Schreiben zu ihrer verlorenen Jacke zugeschickt. Diesen Unterlagen 

sind jedoch nicht die Einzelheiten des Polizeieinsatzes zu entnehmen, die für die Klägerin von 

hoher Wichtigkeit sind, um mit den Vorfällen abschließen zu können. Einer Einsichtnahme in 

die Verwaltungsvorgänge der Beklagten im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens sieht sie 

daher mit Genugtuung entgegen.  

Die Klägerin kann die Vorfälle aus dem Januar dieses Jahres nicht verwinden. Sie hat sich 

deshalb entschieden, auch nach so langer Zeit Klage gegen die Platzverweisung zu erheben. 

So stößt die Klägerin weiterhin häufig bei Internetrecherchen auf Presseberichte zu den ge-

nannten Geschehnissen. Diese sind frei im Internet zugänglich und für jedermann verfügbar. 

Zwar ergibt sich aus diesen nicht, dass die Klägerin selbst von den polizeilichen Maßnahmen 

betroffen war, auch auf Fotos ist sie nicht zu erkennen, jedoch schmerzt es die Klägerin jedes 

Mal zutiefst, wenn sie daran denkt, dass sie fälschlicherweise für eine Randaliererin gehalten 

wurde. Wäre das nicht geschehen, hätte sie sich auch von ihrer Freundin verabschieden kön-

nen. An Demonstrationen wird die Klägerin nach alledem nie wieder teilnehmen.  

Ahmed 

Dr. Ahmed 

 

Anlagen: - Vollmacht (Anlage K1) 

  - 3 Presseartikel (Anlagen K2, K3 und K4) 

Hinweis des LJPA: Es ist davon auszugehen, dass der Schriftsatz vom 16.09.2024 den 

Anforderungen an die Einreichung im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs genügt. Er ist 

am 16.09.2024 dem Gericht als elektronisches Dokument übermittelt worden und dort am 

selben Tag ordnungsgemäß eingegangen. Von einem Abdruck der ordnungsgemäßen 

Vollmacht (Anlage K1) wird abgesehen.  
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22.01.2024:  Krawalle auf dem Messegelände – Was wirklich geschah! 

Unter hohen Sicherheitsvorkehrungen fand am vergangenen Wochenende auf dem 

Messegelände in Hannover der Bundesparteitag der Partei „Deutschland zuerst“ 

(DZP) statt. Bereits vor Beginn der Veranstaltung hatten mehrere Gruppen unter an-

derem in sozialen Netzwerken Proteste angekündigt. Ein Zusammenschluss ve rschie-

dener Initiativen „gegen rechts“ hatte bei der zuständigen Behörde eine Kundgebung 

und vier Mahnwachen im öffentlichen Park „Kattenbrook“ , auf Teilen des Messege-

ländes sowie der Weltausstellungsallee angemeldet. Nach Mitteilung eines Sprechers 

des Veranstalters wolle man den Parteitag verhindern, wie man vor einigen Jahren 

auch die Eröffnungsfeier der Europäischen Zentralbank (EZB) in Frankfurt am Main 

verhindert habe. Man finde, man stehe mit den geplanten Aktionen auf dem Boden 

des Grundgesetzes und mache lediglich von seinen verfassungsrechtlich garantierten 

Rechten Gebrauch. Allerdings hatte es bei den Protesten anlässlich der Eröffnung der 

EZB im Jahr 2015 schwere Ausschreitungen gegeben; u. a. wurden Kraftfahrzeuge 

und Ladengeschäfte in Brand gesetzt. Nach Aussage eines Pressesprechers der Poli-

zei rechnete die Polizei deshalb damit, dass 850 bis 1.000 gewaltbereite Personen zu 

der Protestkundgebung anlässlich des Parteitags der DZP anreisen könnten. 

Nach Mitteilung der Polizei trafen am 20.01.2024 gegen 6:35 Uhr 13 Reisebusse in 

der Nähe des Messeingangs Süd 1 ein, die dort etwa 500 Personen absetzten. Diese 

trugen ausschließlich dunkle, hauptsächlich schwarze Kapuzen, Mützen, Schals, Son-

nenbrillen oder sonstige Kleidungsstücke, mit denen sie sich vermummt hatten. Die 

Anreise der Parteitagsbesucher bzw. der Zugang zur Messehalle 9, in welcher der 

DZP-Parteitag stattfand, sollte über die Alte Kronsbergstraße erfolgen. Aus diesem 

Grund begab sich ein Teil der Krawallmacher unmittelbar nach ihrer Ankunft direkt 

auf die Kreuzung Lissabonner Allee/Alte Kronsbergstraße, um einen Zugang der Be-

sucher des Parteitags zu verhindern. Es rotteten sich dort innerhalb weniger Minuten 

ca. 200 Personen zusammen. Diese warfen bengalisches Feuer, Rauchbomben, Böller 

sowie andere Pyrotechnik. Zudem blockierten sie die Kreuzung mit Material von ei-

ner nahgelegenen Baustelle, d. h. Holzlatten, Absperrungen, Zäune usw. Die Akti-

visten hatten Transparente dabei, auf denen Parolen (z. B. „Den nationalistischen 

Hannoverscher Tagesspiegel 

Anlage K2 
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Konsens brechen“) standen . Zudem riefen sie Sprechchöre (z. B. „DZP-Faschisten-

pack, wir haben Euch sowas von satt“).  

In der Nähe des Messegeländes setzten weitere Busse immer mehr Vermummte ab, 

die sich teilweise der Gruppe, die die Kreuzung blockiert hatte, anschlossen, teil-

weise aber auch neue Gruppierungen bildeten. Während sie auf das Messegelände 

zuliefen, warfen Personen aus der Gruppe, die die Kreuzung blockiert hatte,  weiter-

hin mit bengalischem Feuer, Rauchbomben und Flaschen um sich, auch auf unbetei-

ligte Passanten. Die Gruppe wies ein koordiniertes und zielgerichtetes Verhalten auf , 

das ersichtlich von der Mehrheit aller anwesenden Randalierer getragen war. Schließ-

lich konnte die Polizei die Personengruppe direkt vor dem Messeeingang Süd 1 um 

07:02 Uhr stoppen und einkesseln. Die Demonstranten wurden sodann einer nach 

dem anderen erkennungsdienstlich behandelt und danach aus dem Polizeikessel „ent-

lassen“, bis die Gruppe aufgelöst war.  Im Anschluss wurden gegenüber allen Randa-

lierern Platzverweisungen ausgesprochen. Die anderen Gruppierungen wurden eben-

falls von der Polizei aufgehalten.  

Nachdem die Polizei die Barrikaden an der Kreuzung Lissabonner Allee/Alte Krons-

bergstraße entfernt hatte, konnte der DZP-Parteitag doch noch, wenn auch mit zwei-

stündiger Verspätung, beginnen. Nach Angaben der Polizei mussten mehr als 200 

Personen erkennungsdienstlich behandelt und des Platzes verwiesen werden. Ein 

Sprecher der Bundes-DZP äußerte sich zu den Vorfällen: „Diese Leute wollten mei-

nes Erachtens nach nicht mit uns reden. Ich meine, sie wollten einfach nur verhin-

dern, dass wir von unseren Rechten Gebrauch machen“.  
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Auszug aus einem im Internet veröffentlichten Beitrag des Magazins 

„Moin Niedersachsen!“ vom 21.01.2024: 

 

 

 

Ein bedrohliches Bild bot sich der Polizei am frühen Morgen des 20.01.2024. Eine 

Gruppe von ca. 200 vermummten, gewaltbereiten Personen hatte sich bereits am 

frühen Morgen an einer Kreuzung zusammengerottet. Von überall kamen weitere 

Krawallmacher. Offenbar hatte sich die linksextremistische Szene dazu entschlos-

sen, in diesem Jahr die Krawallorgien in der Nacht zum 1. Mai in den Januar vor zu 

verlegen. Einsatzkräfte der Polizei wurden mit Pyrotechnik beworfen. Selbst vor un-

beteiligten Passanten machten die Randalierer nicht halt. Es war zu befürchten, 

dass die gewaltbereiten Personen zahlenmäßig die Überhand bekamen. Glücklicher-

weise konnte die Polizei die Randalierer vor dem Eingang zum Messegelände stop-

pen und in Gewahrsam nehmen. 

 

Besonders hervorzuheben ist der vorbildliche Einsatz der vor Ort tätigen Polizei-

kräfte. Obwohl es zunächst den Anschein machte, dass lediglich rund 150 Polizei-

kräfte den Randalierern gegenüberstanden, versicherte ein Pressesprecher der Po-

lizei, dass drei Hundertschaften, also drei geschlossene Einheiten der Polizei in der 

Stärke von mindestens 80 Polizeivollzugsbeamten – mithin insgesamt über 240 Ein-

satzkräfte – im Einsatz waren. Anscheinend konnte man als unbeteiligter Dritter an-

gesichts des Verhaltens der Randalierer den falschen Eindruck bekommen, es seien 

deutlich weniger Polizeikräfte im Einsatz. Da dem nicht so war, gebührt der Polizei 

großes Lob für die hervorragende Einsatzplanung und -durchführung. 

 

 

 

 

 

 

 

Radio und TV Wir über uns  Moderation  Kontakt 

Moin Niedersachsen! 

Anlage K3 
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22.01.2024:   Mit aller Härte gegen Rechtsbrecher! 
 

Am Morgen des 20.01.2024 ereigneten sich in der Nähe des Messegeländes Han-

nover Szenen, die man sonst nur aus der Nacht zum 1. Mai kennt. Fliegende Steine, 

Pyrotechnik und jede Menge Gewaltbereitschaft: Unter dem Deckmantel des Ver-

sammlungsrechts haben Hunderte von Chaoten versucht, den Bundesparteitag der 

Partei „Deutschland zuerst“ (DZP) zu verhindern.  

 

Angesichts einer blockierten Kreuzung und wahlloser Angriffe auf Unbeteiligte kann 

von der im Vorfeld angekündigten „symbolischen Unterstützung“ des Protests des 

Bündnisses „gegen rechts“ nicht mehr die Rede sein. Hiergegen spricht auch, dass 

die Protestteilnehmer keinen der angemeldeten Versammlungsorte aufsuchten, son-

dern zielgerichtet auf der Kreuzung Lissabonner Allee/Alte Kronsbergstraße und da-

mit direkt auf der Zufahrt zum Messeeingang Süd 1 – über welchen die Teilnehmer 

des DZP-Bundesparteitags den Veranstaltungsort, die Messehalle 9, erreichen soll-

ten – mit der Errichtung einer Barrikade begannen. Zwar hieß es aus Reihen des 

Bündnisses „gegen rechts“ im Vorfeld, man wolle durch entsprechende Handlungen 

den Protest auch symbolisch ausdrücken, womit man lediglich von den Grundrech-

ten Gebrauch mache. Offenbar stand die Aktion aber eher unter dem Motto „Blockie-

ren statt Demonstrieren“. Selbst wenn man gewisse Blockadeaktionen als grund-

rechtlich geschützte Versammlungen ansehen wollte, darf so etwas wie die Aus-

schreitungen am 20.01.2024 nicht mehr als Ausübung von Verfassungsrechten ge-

duldet werden! Die Polizei hat diese Krawallmacher zu Recht in ihre Schranken ge-

wiesen. Nach Angaben der Polizei war die Gewaltbereitschaft sehr groß, weswegen 

man sich auch zum Eigenschutz gezwungen gesehen habe, hart durchzugreifen . 

Aufgrund der dynamischen Gefahrenlage – man sei sich insbesondere nicht sicher 

gewesen, ob erneut Busse weitere Krawallmacher bringen könnten – und des bis 

Sonntagabend laufenden Parteitags habe man den ermittelten Randalierern vorsorg-

lich Platzverweise bis zum Ende des Parteitags am Abend des 21.01.2024 erteilt. 

Gegen Mittag hat sich die Situation beruhigt. 

 

 

 

 

Zeitung für Niedersachsen.  

Anlage K4 
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Frau  

Clarissa Anders 

Burgweg 3  

30159 Hannover 

 

 

 

        Hannover, den 05.02.2024 

Ihre Jacke mit der Aufschrift „Dagegen“ 

 

Sehr geehrte Frau Anders, 

 

hiermit setzen wir Sie davon in Kenntnis, dass Sie bei Ihrer Ingewahrsamnahme am 

20.01.2024 Ihre schwarze Jacke mit der Aufschrift „Dagegen“ verloren haben. Sie 

wurden vor dem Messeeingang Süd 1 zusammen mit ca. 200 anderen Personen 

festgehalten, während Sie auf Ihre erkennungsdienstliche Behandlung warten muss-

ten. Dabei muss Ihnen Ihre Jacke abhandengekommen sein. Sie wurde bei den Auf-

räumarbeiten vor der Messehalle gefunden und konnte Ihnen zugeordnet werden, 

weil sich in einer der Innentaschen eine Mitgl iedskarte von einer der autonomen 

Szene zuzuordnenden Gruppierung mit Ihren Personalien befand. Sie können die 

Jacke und die Mitgliedskarte zu den üblichen Geschäftszeiten (Montag bis Freitag 

von 8 bis 12 Uhr und Montag bis Donnerstag 14 bis 17 Uhr) bei mir abholen. Ange-

hängt schicken wir Ihnen – wie gewünscht – einen Vermerk aus der Polizeiakte zu 

Ihrer Kenntnis. Aufgrund Ihres ruhigen und kooperativen Verhaltens werden wir 

keine Kosten für die Ihnen gegenüber angeordneten Maßnahmen erheben.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Koch 

Koch, PHK 

 

Anlage:  Vermerk vom 21.01.2024 

Polizeidirektion Hannover 

Die Polizeipräsidentin 

Waterloostraße 9 

30169 Hannover 

Sachbearbeiter: Herr Koch 

Zimmer 22 

Tel.: 0511 - 109 2556 

Fax: 0511 - 109 2557 

Mein Zeichen: 254/64/2024 
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Polizeidirektion Hannover                             Hannover, den 21.01.2024 

Die Polizeipräsidentin             Az.: 254/64/2024 

Sachbearbeiter: POK Carstens          Durchwahl: -5637 

 

 

1. Vermerk:  

Behandlung von in Gewahrsam genommenen Personen 

hier:  Frau Clarissa Anders, geb. am 08.06.1986 in Hannover 

 

Die Polizeivollzugsbeamten der Polizeidirektion Hannover PHK Meyer, PK Leske und 

POK Gerken begannen am 20.01.2024 um 08:00 Uhr mit der Entlassung der an diesem 

Tag im Zusammenhang mit den Störungen am Messegelände – nach vorheriger rich-

terlicher Entscheidung – in Gewahrsam genommenen und erkennungsdienstlich be-

handelten 219 Personen. Die Entlassung erfolgte direkt aus der Einkesselung.  

 

Jeder betroffenen Person wurde in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens unter Be-

rücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit eine mündliche Platzverwei-

sung nach § […] NPOG zur Verhütung weiterer Straftaten bis zum 21.01.2024, 

18:00 Uhr, erteilt und ein Lageplan ausgehändigt, in welchem bezeichnet wurde, wel-

che Bereiche nicht betreten werden dürfen. Andere Informationen, Belehrungen oder 

Ähnliches wurden den Betroffenen nicht gegeben. 

 

Anmerkung des LJPA: Von einem Abdruck der ordnungsgemäß angegebenen 

Rechtsgrundlage („[…]“) wird zu Prüfungszwecken abgesehen. 

 

Auch Frau Clarissa Anders war unter den Entlassenen. Sie wurde um 09:45 Uhr er-

kennungsdienstlich behandelt und verließ den Bereich vor dem Messeeingang Süd 1 

gegen 10:00 Uhr zu Fuß. 

 

2. Zum Vorgang 

 

Im Auftrag 

Carstens 

Carstens, POK 
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Vermerk für die Bearbeitung 

 

1. Sie sind Rechtsreferendarin Rosenbaum und haben den Arbeitsauftrag der POR`in 

Teichmann zu erfüllen. Es ist in jedem Fall – ggf. hilfsgutachterlich oder ergänzend 

– auf sämtliche im Sachverhalt aufgeworfenen Rechtsfragen einzugehen. 

2. Bearbeitungszeitpunkt ist der 15.10.2024. 

3. Die Formalien (Zustellungen – auch per beA –, Unterschriften, Vollmachten usw.) 

sind in Ordnung, soweit sich aus dem Aktenstück nichts anderes ergibt. 

4. Es ist davon auszugehen, dass die vorgetragenen Tatsachen zutreffend sind, so-

weit sich nicht aus dem Sachverhalt etwas anderes ergibt. Falls eine weitere Sach-

verhaltsaufklärung für erforderlich gehalten wird, ist davon auszugehen, dass wei-

tere Informationen nicht erlangt werden konnten. 

5. Sollte eine Frage für beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu der 

Beweislage (z. B. Beweislast, Qualität der Beweismittel) zu erstellen. 

6. Soweit in dem Aufgabentext Unterlagen nicht oder nicht vollständig abgedruckt  

oder in sonstiger Weise inhaltlich wiedergegeben sind, sind diese Unterlagen bzw. 

ihre nicht abgedruckten oder nicht wiedergegebenen Teile für die Bearbeitung ohne 

Bedeutung. Soweit der Inhalt nicht abgedruckter Unterlagen wiedergegeben wird, 

ist die Wiedergabe zutreffend. Es ist davon auszugehen, dass sich aus dem Ver-

waltungsvorgang keine weiteren für die Bearbeitung relevanten Informationen er-

geben. 

7. Es ist davon auszugehen, dass  

• das Messegelände der Hannover Messe im Gebiet der Landeshauptstadt 

Hannover in der Region Hannover liegt; 

• die Akten am Verwaltungsgericht Hannover elektronisch geführt werden; 

• die behördliche Zuständigkeit der Polizeidirektion Hannover gewahrt wurde 

und 

• dass die Schilderungen der Proteste in den vorgelegten Presseartikeln – in 

tatsächlicher Hinsicht – zutreffen. Sie sind der Prüfung zugrunde zu legen. 

 

 


